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S. 28
Rahmenvertrag für ein Softwareentwicklungsprojekt

§ 1 Definitionen

Nr. 1
Computerprogramm
Computerprogramm ist das vom Auftragnehmer zu erstellende Programm, das der Steuerung einer Hardware, in die es integriert wird, dient.

Nr. 2
Begleitmaterial

Unter Begleitmaterial sind alle Unterlagen zu verstehen, die nicht ein Computerprogramm darstellen und die dazu bestimmt oder geeignet sind, die Anwendung, Inbetriebnahme, Außerbetriebnahme und Konfiguration des Computerprogramms zu fördern.

Nr. 3
Lastenheft

Das Lastenheft ist ein einheitliches Dokument. Es umfasst die Menge aller Anforderungen des Auftraggebers an das zu erstellende Computerprogramm einschließlich aller technischen Rahmenbedingungen und an das Begleitmaterial. Das Lastenheft ist in seiner jeweils gültigen Fassung für den Umfang der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen maßgeblich.

Nr. 4
Salomo-Anforderungen

Salomo-Anforderungen sind von den Parteien im Rahmen eines jeden Einzelvertrages festgelegte Anforderungen an ein zu erstellendes Werk, deren vertragsgemäße Umsetzung durch das Salomo-Werkzeug überprüfbar ist. Eine Überprüfbarkeit ist bei denjenigen Anforderungen gegeben, die nach Eingabe in das TESA-Tool von diesem als Salomo-kompatibel gekennzeichnet werden.

Salomo-Anforderungen stellen eine Teilmenge aller Anforderungen dar, auf welche die Regelungen der §§ 10 und 11 EV Anwendung finden.

Nr. 5
IRS-Tabelle

Die IRS-Tabelle (Interface between Requirements and Software; dt. Schnittstelle zwischen Anforderungen und Software) erfasst, welche Variablen, Methoden oder Ausdrücke des Computerprogramms den einzelnen, beobachtbaren Phänomenen der Salomo-Anforderungen entsprechen. Sie wird nach den Vorgaben der Salomo-Anleitung erstellt.
Nr. 6
Schriftlich

Schriftliche Form nach diesem Vertrag beinhaltet in den gesetzlich zulässigen Fällen auch die Verwendung von elektronischen Kommunikationsmitteln ohne elektronische Signatur (z.B. E-Mail).

§ 2 Vertragsbestandteile

(1) Bestandteile dieses Rahmenvertrages sind:
a. Einzelverträge,

b. ___________________________ 

(z.B. AGB, Geheimhaltungsvereinbarungen, Datenschutzvereinbarungen).

(2) Alle Bestandteile dieses Rahmenvertrages inkl. Anlagen werden in schriftlicher Form beigefügt. Die jeweils gültige Fassung wird dazu mit Datum und Zeitangabe versehen sowie von beiden Parteien unterschrieben. 

§ 3 Vorrangsregelung

(1) Die Regelungen dieses Vertragswerkes gehen im Falle eines Widerspruches anderen Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor. 

(2) Im Falle von Widersprüchen zwischen dem Rahmenvertrag und den einzelnen Vertragsbestandteilen gehen die in den Vertragsbestandteilen getroffenen Regelungen den Bestimmungen des Rahmenvertrages vor.

§ 4 Zahlungsbedingungen
(1) Die vereinbarten Preise verstehen sich zuzüglich der jeweils aktuellen gesetzlichen Mehrwertsteuer.

(2) Vereinbarte Zahlungen sind an festgelegte Zeitpunkte oder zeitlich bestimmbare Ereignisse geknüpft. Sieht der Vertrag die Zahlung eines bestimmten Betrages vor, so ist dieser innerhalb von 10 Werktagen nach dem entsprechenden Zeitpunkt oder dem Eintritt des Ereignisses zu entrichten. In allen anderen Fällen ist der Zahlungsgläubiger verpflichtet, unverzüglich nach dem entsprechenden Zeitpunkt oder dem Eintritt des Ereignisses eine Rechnung zu stellen.

§ 5 Verzug
 (1) Erbringt eine Partei eine hinreichend konkretisierte Pflicht, für die eine Leistungszeit terminlich festgelegt oder bestimmbar ist, nicht rechtzeitig, so löst dies die gesetzlichen Verzugsfolgen (Schuldnerverzug) aus, ohne dass eine Mahnung erforderlich ist. Im Falle einer auf entsprechenden Hinweis zu erbringenden, terminlich nicht bestimmbaren Pflicht ist eine schriftliche Mahnung Voraussetzung für den Eintritt des Verzugs. Es gelten die gesetzlichen Regelungen zum Schuldnerverzug.

(2) Erbringt eine Partei eine hinreichend konkretisierte Obliegenheit, für die eine Zeit terminlich festgelegt oder bestimmbar ist nicht rechtzeitig, so löst dies die gesetzlichen Verzugsfolgen (Gläubigerverzug) aus, ohne dass eine ausdrückliche Aufforderung erforderlich ist. Im Falle einer auf entsprechenden Hinweis zu erbringenden, terminlich nicht bestimmbaren Obliegenheit ist eine ausdrückliche schriftliche Aufforderung Voraussetzung für den Eintritt des Verzugs. Es gelten die gesetzlichen Regelungen zum Gläubigerverzug.

(3) Im Falle der drohenden oder tatsächlichen Nichteinhaltung einer terminlich festgelegten oder bestimmbaren Pflicht kann der Termingläubiger der anderen Partei einen späteren Termin nennen, bis zu dem die Leistung erbracht worden sein muss (Stundung). Eine der Stundung entsprechenden Vereinbarung kann auch im Falle der drohenden oder tatsächlichen Nichteinhaltung einer terminlich festgelegten oder bestimmbaren Obliegenheit getroffen werden. In beiden Fällen ist im Zweifel in der Nennung eines neuen Termins kein Verzicht auf bereits entstandene Verzugsschäden zu sehen.

§ 6 Berechtigung zur Unterbeauftragung
Der Auftragnehmer darf auch zur Durchführung von Teilaufgaben Unterauftragnehmer nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers einsetzen. Er ist verpflichtet, dem Auftraggeber auf Verlangen Namen und Kontaktdaten aller Unterauftragnehmer zu nennen.

§ 7 Geheimhaltungs- und Rückgabepflicht
(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, sämtliche im Rahmen des Vertragsverhältnisses vom jeweils anderen Vertragspartner erlangte technischen, betriebswirtschaftliche und sonstige Informationen zeitlich unbegrenzt vertraulich zu behandeln und ausschließlich zur Durchführung des Vertrages zu verwenden. Die Informationen werden weder ganz noch teilweise zu anderen, als den soeben genannten Zwecken genutzt oder Dritten zugänglich gemacht.

(2) Die vorstehende Verpflichtung gilt nicht für Informationen, 

· die eine der Parteien nachweisbar von Dritten erhalten hat, ohne zur Geheimhaltung verpflichtet zu sein,

· die öffentlich bekannt oder allgemein zugänglich sind,- die eine Partei nachweislich unabhängig erarbeitet hat oder rechtmäßig erlangt hat.

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in Abs. 1 benannten Informationen ausschließlich den Mitarbeitern zugänglich zu machen, die mit der Durchführung des Vertrages betraut sind. Diese Mitarbeiter werden von Seiten der Vertragspartner jeweils gesondert in schriftlicher Form zur Einhaltung der Vertraulichkeit verpflichtet.

(4) Zur Durchführung ihrer Verpflichtungen gemäß Abs.1 werden die Vertragsparteien alle vom Vertragspartner überlassenen Schriftstücke, Disketten, CD-ROMs oder sonstigen Speichermedien getrennt von sonstigen Unterlagen aufbewahren und durch geeignete Maßnahmen in besonderer Weise gegen den Zugriff Unberechtigter schützen. Die in Satz 1 genannten Unterlagen sind unverzüglich zurückzugeben bzw. dauerhaft zu löschen, wenn sie für die Durchführung des Vertrages nicht mehr erforderlich sind. Die Vernichtung oder Rückgabe der Unterlagen wird durch die jeweils andere Vertragsseite schriftlich bestätigt.
(5) Weiterhin verpflichten sich die Vertragsparteien, die in ihren Datenverarbeitungsanlagen gespeicherten Daten (Abs. 4) durch die nach dem Stand der Technik möglichen technischen Maßnahmen zu schützen, um sowohl den Zugriff Dritter von außen als auch die unberechtigte Nutzung der Daten durch ansonsten berechtigte Mitarbeiter zu verhindern

§ 8 Schlussbestimmungen
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

(2) Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise als unwirksam oder undurchführbar erweisen oder infolge Änderungen der Gesetzgebung nach Vertragsabschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleiben die übrigen Vertragsbestimmungen und die Wirksamkeit des Vertrages im Ganzen hiervon unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll die wirksame und durchführbare Bestimmung treten, die dem Sinn und Zweck der nichtigen Bestimmung möglichst nahe kommt. Erweist sich der Vertrag als lückenhaft, gelten die Bestimmungen als vereinbart, die dem Sinn und Zweck des Vertrages entsprechen und im Falle des Bedachtwerdens vereinbart worden wären.

(3) Es gilt Deutsches Recht.

(…) Von den Parteien können weitere Regelungen z.B. zum Gerichtsstand und dem Ausschluss von UN-Kaufrecht etc. getroffen werden.
Einzelvertrag für
die Entwicklung einer Software
§ 1 Vertragsgegenstand
(1) Gegenstand des Vertrags ist die eigenverantwortliche Erstellung des Computerprogramms „Name“, sowie des dazugehörigen Begleitmaterials durch den Auftragnehmer, nach Maßgabe des Vertragszwecks (Abs. 2), sowie der Anforderungen (§ 3 Abs. 1).

(2) Das Computerprogramm soll _____________ steuern. Dieses Gesamtsystem soll in folgendem Bereich zur Anwendung kommen (z.B. in Automobilen, in einer Stahlfabrik in Frankreich, in Brandmeldesystemen etc.):

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

§ 2 Leistungen des Auftragnehmers

(1) Der Auftragnehmer wird im Rahmen dieses Vertrages folgende vom Auftraggeber abzunehmende Software erstellen: _______________________________________ (Name/Bezeichnung).
Diese umfasst neben dem Computerprogramm selbst auch die IRS-Tabelle und folgende Begleitmaterialien:

a. __________________________________________________________________,
b. __________________________________________________________________,

c. __________________________________________________________________.

(z.B. Anleitungen, Herstellungsdokumentation etc.)

Das Computerprogramm wird entsprechend dem in Anlage ___ erläuterten Standard vom Auftragnehmer programmiert.
(2) Darüber hinaus wird der Auftragnehmer folgende weitere Leistungen erbringen:

a. ___________________________________________
b. ___________________________________________
 _____________________________________________
(z.B. Schulungsvereinbarung, die Einweisung von Mitarbeitern des Auftraggebers etc.)

§ 3 Lastenheft
(1) Die Anforderungen an das Computerprogramm und an das Begleitmaterial ergeben sich aus der aktuellen Fassung des Lastenheftes, welches schriftlich geführt und diesem Vertrag als Anlage ___ beigefügt wird. Soweit nicht anders bestimmt, ist der Auftraggeber zur Vorgabe erforderlicher Anforderungen sowie zur Erstellung des Lastenheftes verpflichtet. Auch offene und/oder in Anwendersprache vom Auftraggeber im Lastenheft formulierte Vorgaben sind Anforderungen i.S.d. Satz 2.

(2) Die Salomo-Anforderungen gemäß § 1 Nr. 4 RV werden im Lastenheft als solche gekennzeichnet und führen zur Anwendung des besonderen Prüfverfahrens nach § 11 EV sowie der Regelung des § 12 EV.
(3) Weitere Vereinbarungen zur Überprüfung der vertragsgemäßen Umsetzung von Anforderungen im Rahmen der Abnahme treffen die Parteien ebenfalls im Lastenheft. Soweit entsprechende Abreden nicht getroffen werden, finden die Abnahmeprüfungen beim Auftraggeber, durch ihn und in der sich aus den Anforderungen im Lastenheft und dem Vertragsgegenstand ergebenden Realumgebung statt.
(4) Im Falle der nachträglichen Veränderung des Lastenheftes unterschreiben und datieren beide Parteien die jeweils neu entstandene Fassung des Lastenheftes. Alle Seiten einer neuen Lastenheftversion, die gegenüber der vorigen Fassung verändert wurden, werden zudem von beiden Parteien paraphiert.

§ 4 Entwicklungsplan
(1) Die Parteien bestimmen im Entwicklungsplan gemäß Anlage ___
 den Schlusstermin (§ 9 EV), soweit vereinbart den Fertigstellungstermin (§ 9 EV), den Vorbereitungszeitraum (§ 10 Abs. 2 lit. a. EV), den Prüfungszeitraum (§ 10 Abs. 3 lit. a EV) sowie den Zeitraum für den Probetrieb (§ 10 Abs. 4 EV).

(2) Die Parteien legen Mitwirkungshandlungen des Auftraggebers und des Auftragnehmers in Ergänzung oder in Abänderung der bereits in den allgemeinen Geschäftsbedingungen dieses Vertragswerkes getroffenen Vereinbarungen fest. 

(3) Die Parteien können terminlich festgelegte, auf ein Ereignis hin zu erbringende sowie auf entsprechenden Hinweis zu erbringende Mitwirkungshandlungen in den Entwicklungsplan aufnehmen. Der Eintritt des Verzugs richtet sich nach den Voraussetzungen des § 5 RV. Kann eine Partei einen Termin nicht einhalten, so ist sie verpflichtet, dies unverzüglich schriftlich anzuzeigen, sobald sie von der Verzögerung Kenntnis erlangt. Dies gilt auch, wenn sie die Verzögerung nicht zu vertreten hat.
(4) Der Entwicklungsplan kann nur in gegenseitiger Abstimmung der Parteien geändert und ergänzt werden, indem eine die Änderungen bzw. Ergänzungen berücksichtigende Fassung des Entwicklungsplans erstellt und von beiden Parteien unterschrieben und datiert wird. Alle Seiten einer neuen Version des Entwicklungsplans, die gegenüber der vorigen Fassung verändert wurden, werden zudem von beiden Parteien paraphiert.

§ 5 Vergütung

(1) Die Gesamthöhe der Vergütung beträgt ___________,____ €, (in Buchstaben: ____________________________________________________________________ EUR).

(2) Die Vergütung wird mit der Abnahmeerklärung, spätestens mit deren Fiktion gemäß § 10 Abs. 4, 5 fällig und ist innerhalb von 14 Kalendertagen ab Zugang der Abnahmeerklärung bzw. ab Ablauf der Frist nach § 10 Abs. 5 an den Auftragnehmer zu zahlen.

(3) Eine Verzinsung der Vergütung nach § 641 Abs. 4 BGB hat der Auftraggeber nicht zu entrichten.

§ 6 Nutzungsrechte
(1) Der Auftragnehmer überträgt dem Auftraggeber  an der vertragsgegenständlichen Software i.S.v. § 2 Abs. 1 EV ein ausschließliches, unwiderrufliches, zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränktes Nutzungsrecht für alle zurzeit bekannten und künftigen Nutzungsarten, dessen Einräumung durch die Vergütung in § 5 Abs. 1 EV abgegolten wird. Den Parteien steht es frei, den gewünschten Umfang der Rechtseinräumung durch detaillierte Aufzählung der einzelnen Nutzungsarten in einer gesonderten Vereinbarung (Anlage ) festzulegen. Treffen die Parteien keine ausdrückliche Vereinbarung über die Reichweite der Nutzungsrechte i.S.v. Satz 2, so bestimmt sich Umfang der Nutzung im Zweifel nach dem von den Parteien zugrundegelegten  Vertragszweck.

(2) Die Übertragung der in Abs. 1 bezeichneten Rechte erfolgt erst im Zeitpunkt der vollständigen Vergütungszahlung durch den Auftraggeber. Bis zur vollständigen Zahlung der Vergütung gestattet der Auftragnehmer dem Auftraggeber jedoch die Nutzung der Software. Befindet sich der Auftraggeber mit der Vergütungszahlung gemäß § 4 Abs. 2 EV in Verzug, kann der Auftragnehmer die Gestattung nach Satz 2 für die Dauer des Verzuges widerrufen.

(3) Der Auftraggeber ist berechtigt, die vorstehenden Rechte ohne weitere Zustimmung des Auftragnehmers auf Dritte ganz oder teilweise zu übertragen oder von seinen Rechten einfache und ausschließliche Rechte abzuspalten und Dritten einzuräumen.

(4) Neben der Überlassung der Software i.S.v. § 2 Abs. 1 EV ist der Auftragnehmer auch zur Überlassung des Quellcodes in der gem. § 2 Abs.1 Satz 3 EV bzw. dem Lastenheft zu entnehmenden Programmiersprache verpflichtet. Enthält das Lastenheft keine Bestimmung, so ist eine gängige und für den jeweiligen Vertragszweck geeignete Programmiersprache zu verwenden. Zum Quellcode zählt nicht nur der reine Programmcode, sondern auch eine diesen beschreibende und erläuternde Dokumentation, deren Umfang und Qualität so zu bemessen ist, dass nach angemessener Einarbeitungszeit durch einen verständigen IT-Fachmann eine Bearbeitung des Quellcodes zum Zwecke der Veränderung des Computerprogramms möglich ist. An Stelle der Herausgabe des Quellcodes an den Auftraggeber können die Parteien auch vereinbaren, dass der Quellcode vom Auftragnehmer bei einer geeigneten Stelle hinterlegt wird. Die Einzelheiten der Hinterlegung  regeln die Parteien in einer eigenständigen Vereinbarung.
(5) Der Auftragnehmer ist zur Nutzung der Software ausschließlich zum Zwecke einer nachvertraglich zwischen Parteien vereinbarten Programmpflege und Gewährleistung berechtigt. Zu diesem Zweck behält er eine Kopie des Quellcodes, die unter Beachtung der Geheimhaltungspflichten nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 RV verwahrt werden muss.
§ 7 Allgemeine Mitwirkung des Auftraggebers
(1) Dem Auftraggeber obliegt es, den Auftragnehmer bei der Erbringung seiner vertraglich geschuldeten Leistungen, soweit dies für ihn zumutbar und für die Werkerstellung erforderlich ist, auf eigene Kosten zu unterstützen. 

(2) Insbesondere bei lückenhaften und/oder offen formulierten Anforderungen kommt der Mitwirkung des Auftraggebers zur Mitwirkung während des Projektverlaufs eine hervorgehobene Bedeutung zu. 

(3) Den Parteien steht es frei, weitere Vereinbarungen über die Mitwirkung zu treffen.
§ 8 Kommunikation
(1) Beide Vertragspartner bestimmen jeweils einen Projektleiter als Ansprechpartner, der für die Vertragsdurchführung innerhalb des eigenen Unternehmens zuständig ist.
Der Auftragnehmer benennt ____________________________________________________ zum Projektleiter und ________________________________________________________ zu dessen Stellvertreter (inkl. Kontaktdaten).
Der Auftraggeber benennt ______________________________________________________ zum Projektleiter und ________________________________________________________ zu dessen Stellvertreter (inkl. Kontaktdaten).
(2) Den Parteien steht es frei, weitere Ansprechpartner und deren Zuständigkeiten im Rahmen des Projektes in Anlage ____ zu benennen. 

(3) Nur die benannten Personen sind Ansprechpartner für die jeweils andere Partei. Jede Partei stellt sicher, dass die von ihr benannten Personen Erklärungen wirksam für sie abgeben bzw. übermitteln und entgegennehmen können. In Bezug auf Abs. 2 gilt dies nur im Rahmen der jeweils genannten Zuständigkeiten.

(4) Den Vertragspartnern steht es frei, die Ansprechpartner auszutauschen. Sie zeigen dies dem jeweils anderen Vertragspartner schriftlich unter Angabe der Kontaktdaten mindestens sieben Werktage vor dem beabsichtigten Austausch an. Parteivereinbarungen zu einer Zustimmungsbedürftigkeit zu einem Wechsel von Ansprechpartnern gehen den Bestimmungen der Sätze 1 und 2 vor.

(5) Alle Willenserklärungen und sonstigen Mitteilungen, die nach diesem Vertrag der anderen Partei gegenüber abzugeben sind, werden schriftlich übermittelt.
§ 9 Schlusstermin

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungspflichten bis spätestens zu dem im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Schlusstermin zu erbringen. Bezüglich der gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmenden Software muss er bis zu diesem Zeitpunkt nach Maßgabe des §§ 10 und 11 EV die Voraussetzungen für die Erklärung der Abnahme herstellen.
§ 10 Abnahme

(1) Anzeige der Abnahmebereitschaft: Der Auftragnehmer zeigt dem Auftraggeber seine Abnahmebereitschaft schriftlich an. Dieser vermerkt den Zugang der Erklärung im Abnahmeprotokoll gemäß Abs. 5.

(2) Vorbereitung der Abnahme:

a. Dem Auftraggeber obliegt es, nach Zugang der Anzeige der Abnahmebereitschaft innerhalb des im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Vorbereitungszeitraums auf seiner Seite alle Voraussetzungen für die Herstellung der Betriebsbereitschaft nach Maßgabe des lit. b. zu schaffen und alle weiteren auf Abruf zu erbringenden Mitwirkungshandlungen soweit möglich vorzubereiten.

b. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber das Computerprogramm, die IRS-Tabelle und alle gem. § 2 Abs. 1 zu erstellenden Begleitmaterialien zugänglich zu machen, die Mitarbeiter des Auftraggebers einzuweisen, soweit dies für die Inbetriebnahme und Überprüfung der abzunehmenden Software erforderlich oder darüber hinaus vertraglich vereinbart ist und für eine uneingeschränkte Inbetriebnahme und Überprüfbarkeit der abzunehmenden Software zu sorgen.
 Dem Auftraggeber obliegt es dabei, soweit erforderlich mitzuwirken. Der Auftragnehmer erklärt die Betriebsbereitschaft schriftlich gegenüber dem Auftraggeber, der den Zugang im Abnahmeprotokoll vermerkt. 
(3) Abnahmeprüfungen:

a. Ab dem Zugang der Betriebsbereitschaftserklärung wird dem Auftraggeber für die Vornahme aller Abnahmeprüfungen in Bezug auf die gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmende Software ein im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegter Prüfungszeitraum eingeräumt.

b. Maßgeblich für die Überprüfung der abzunehmenden Software auf ihre Mangelfreiheit ist die Fassung des Lastenheftes zum Zeitpunkt der Anzeige der Abnahmebereitschaft gemäß Abs. 1. Anforderungen, welche bereits abgenommen worden sind (Teilabnahmen), werden nur im Hinblick auf das vertragsgemäße Zusammenwirken des Gesamtsystems hin überprüft.
c. Sind für bestimmte Anforderungen vertraglich keine Tests vereinbart, steht es dem Auftraggeber frei, ob und wenn ja wie er deren vertragsgemäße Umsetzung innerhalb des Prüfungszeitraums fachgerecht überprüft.

d. Im Rahmen von Abnahmeprüfungen erkannte Mängel teilt der Auftraggeber dem Auftragnehmer unverzüglich schriftlich mit. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese Mängel zu beseitigen. Im Falle wesentlicher Mängel hat er die Betriebsbereitschaft nach Maßgabe des Absatzes 2 lit. b. erneut herzustellen. Die Abnahmeprüfungen beginnen in Bezug auf alle Programmteile neu, deren Mangelfreiheit bzw. Fehlerhaftigkeit durch Änderungen in Folge von Fehlerkorrekturen berührt werden können. Im Zweifel sind dies alle Programmteile.

e. Im Anschluss an die gemäß lit. d vorzunehmende erneute Herstellung der Betriebsbereitschaft beginnt der Prüfungszeitraum gemäß lit. a. erneut. Weist der Auftragnehmer nach, dass nunmehr ein kürzerer Prüfungszeitraum ausreichend und angemessen ist, so ist dieser maßgeblich. Gleiches gilt, sofern sich die Parteien nach Mangelbehebung auf einen von lit. a. abweichenden Prüfungszeitraum einigen.

(4) Probebetrieb: Im unmittelbaren Anschluss an den Prüfungszeitraum findet für einen im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Zeitraum ein Probebetrieb der gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmenden Software statt. Im Rahmen des Probebetriebs erkannte Mängel teilt der Auftraggeber dem Auftragnehmer unverzüglich schriftlich mit. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese Mängel zu beseitigen. Im Falle wesentlicher Mängel hat er die Betriebsbereitschaft nach Maßgabe des Absatzes 2 lit. b. erneut herzustellen.

(5) Abnahmeprotokoll: Im Abnahmeprotokoll werden der Zugang der Erklärung der Abnahmebereitschaft gemäß Abs. 1 sowie der Ort, die Zeit, die technischen Umstände und die Ergebnisse der Abnahmeprüfungen einschließlich aller im Rahmen des Prüfungszeitraumes und des Probebetriebs erkannten Mängel sowie die teilnehmenden Personen festgehalten. Gibt der Auftraggeber von ihm erkannte Mängel nicht im Abnahmeprotokoll an, so kann er sich auf diese Mängel nicht berufen.

(6) Abnahmeerklärung: Ist die gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmende Software als im Wesentlichen mangelfrei zu bewerten, so ist der Auftraggeber verpflichtet, unmittelbar nach Ende des Probebetriebs schriftlich die Abnahme zu erklären. Die Verweigerung der Abnahme darf nicht wegen unerheblicher Mängel erfolgen. Die Abnahme kann auch auf dem vom Auftraggeber unterschriebenen Abnahmeprotokoll erklärt werden.

(7) Abnahmefiktion: Verzögert sich die Abnahmeerklärung trotz Abnahmereife der Software und aus Gründen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat oder verweigert der Auftraggeber die Abnahme trotz Abnahmereife der Software, so kann der Auftragnehmer ihm nach Herstellung der Betriebsbereitschaft eine angemessene Frist setzen, nach deren Ablauf die Abnahme als erteilt gilt.

(8) Verjährungsbeginn: Der Beginn der Verjährungsfristen richtet sich nach den gesetzlichen Vorgaben.
§ 11 Salomo-Anforderungen - Abnahmeprüfung
(1) Salomo-Anforderungen werden neben allen anderen Anforderungen im Rahmen des Abnahmeverfahrens nach Maßgabe des § 10 EV auf ihre vertragsgemäße Umsetzung überprüft. Es handelt sich dabei um Abnahmeprüfungen i.S.d. § 10 Abs. 3 EV.

(2) Die vertragsgemäße Umsetzung aller Salomo-Anforderungen wird ausschließlich durch das Salomo-Werkzeug überprüft. Das Salomo-Werkzeug wird dazu entsprechend seiner Anleitung durch den Auftraggeber im Beisein des Auftragnehmers an der zur Abnahme bereit gestellten Version des Computerprogramms angewendet. Die von dem Salomo-Werkzeug erzeugten Ergebnisse in Bezug auf überprüfte Salomo-Anforderungen werden von den Parteien als feststehend und unstreitig anerkannt.
(3) Die Regelung des Abs. 2 Satz 3 gilt für solche Salomo-Anforderungen nicht, bezüglich derer

· eine Partei die Fehlerhaftigkeit des Prüfergebnisses nachweist, wobei sich die Nachweispflicht des Auftraggebers in der Erbringung eines Gegenbeweises erschöpft oder

· die Parteien übereinstimmend erklären, die Ergebnisse des Salomo-Werkzeugs als fehlerhaft zu betrachten oder

· die Überprüfung durch das Salomo-Werkzeug zu dem Ergebnis „weiß nicht“ (Meldung soll noch durch Freiburg benannt werden) führt und in derselben Prüfung keine Anforderungen durch das Salomo-Werkzeug als fehlerhaft klassifiziert werden. 

 (4) In den Fällen des Abs. 3 findet auf die betreffenden Salomo-Anforderungen die Regelung des § 10 Abs. 3 lit. c. EV Anwendung, wobei dem Auftraggeber soweit erforderlich durch Verlängerung des Prüfungszeitraumes gem. § 10 Abs. 3 lit. a. EV eine angemessene Zeitspanne zur Überprüfung der vertragsgemäßen Umsetzung der Salomo-Anforderungen einzuräumen ist. Hierdurch entstehende Verzögerungen der Herstellung der Abnahmereife nach Maßgabe des § 10 EV hat der Auftragnehmer im Zweifel nicht zu vertreten.

§ 12 Salomo-Anforderungen - Gewährleistung
(1) Verzichtet der Auftraggeber auf die Überprüfung der vertragsgemäßen Umsetzung einzelner oder mehrerer Salomo-Anforderungen mit dem Salomo-Werkzeug im Rahmen einer Abnahmeprüfung, so kann er sich nach erfolgter Abnahme nicht auf solche Mängel berufen, die von dem Salomo-Werkzeug nach Maßgabe des § 11 Abs. 2 EV als bindendes Ergebnis festgestellt worden wären. Dies gilt nicht im Falle einer fiktiven Abnahme gemäß § 10 Abs. 7 EV oder wenn der Auftraggeber die Fehlerhaftigkeit eines solchen Ergebnisses nachweist.

(2) Die Regelung des § 640 Abs. 2 BGB bleibt unberührt.
Von den Parteien können Schlussbestimmungen getroffen werden. Soweit dies nicht erfolgt, gelten die Bestimmungen des Rahmenvertrags.

(  Module  / Vertragserweiterungen (
Modul: Change Request
§ 1 Auftraggeberverlangen
 (1) Bis zum Zeitpunkt der Anzeige der Abnahmebereitschaft gemäß § 9 Abs. 1 EV kann der Auftraggeber jederzeit Konkretisierungen oder Änderungen der zu erbringenden Leistungen verlangen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Konkretisierungen, welche zum Zeitpunkt des Auftraggeberverlangens von der bisherigen vertraglichen Leistungsbeschreibung umfasst sind, umzusetzen, solange dies technisch möglich und ihm vor dem Hintergrund des Projektfortschrittes zumutbar ist. Dagegen bedürfen Änderungen der bisherigen vertraglichen Leistungsbeschreibung einer zusätzlichen Parteivereinbarung nach Maßgabe der folgenden Absätze (Änderungsverfahren). Im Zweifel ist von einem Änderungsverlangen auszugehen.
(2) Das Änderungsverfahren selbst ist für den Auftraggeber kostenneutral und entfaltet noch keine Auswirkungen auf die bisherige vertragliche Leistungsbeschreibung. Der Auftragnehmer wird die bisherigen vertragsgegenständlichen Leistungen neben dem Änderungsverfahren weiterführen. Ist durch das Änderungsverlangen des Auftraggebers ein Stillstand der Entwicklung sinnvoll, so weist der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf unverzüglich hin. Ordnet der Auftraggeber daraufhin eine Unterbrechung an, verlängern sich die ursprünglichen Ausführungsfristen entsprechend. Die maßgeblichen Dokumente, insbesondere das Lastenheft und der Entwicklungsplan sind hierfür nach Maßgabe des
§ 3 Abs. 4 EV  bzw. § 4 EV anzupassen. 

(3) Reaktionsfrist: Der Auftragnehmer wird auf das Änderungsverlangen im Sinne von Abs. 1 innerhalb einer einfachen Prüfungsfrist von ____ Werktagen nach Eingang reagieren. Die Reaktion des Auftragnehmers kann, sofern es sich nicht nur um eine erkennbare und umsetzbare Konkretisierung handelt, auf drei unterschiedlichen Wegen erfolgen:

1. Der Auftragnehmer stimmt dem Änderungsverlangen des Auftraggebers zu. Durch die Zustimmung wird die Änderung Vertragsbestandteil. Das Lastenheft ist aufgrund der Änderung des Leistungsumfangs nach Maßgabe des § 3 Abs. 4 EV anzupassen. Sofern die Angaben im Entwicklungsplan betroffen werden, ist auch dieser nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 EV anzupassen. Die übrigen vertraglichen Vereinbarungen bleiben unberührt.

2. Der Auftragnehmer unterbreitet dem Auftraggeber ein Änderungsangebot. Der Auftraggeber wird dieses Angebot innerhalb von ____ Werktagen annehmen oder ablehnen. Das Änderungsangebot kann eine längere Prüfungsfrist z.B. zum Zweck einer Machbarkeitsprüfung beinhalten und sich auf die Höhe der Vergütung, die Anpassung von Mitwirkungshandlungen, von Fristen oder des Schlusstermins beziehen. Nimmt der Auftraggeber das vom Auftragnehmer unterbreitete Änderungsangebot an, so sind insbesondere das Lastenheft nach § 3 Abs. 4 EV und der Entwicklungsplan nach § 4 Abs. 3 EV anzupassen. Lehnt der Auftraggeber das Angebot ab, wird der Vertrag unverändert fortgeführt. 

3. Der Auftragnehmer lehnt das Änderungsangebot ab. In diesem Fall wird der Vertrag unverändert fortgeführt. Der Auftragnehmer gibt die Gründe für eine Ablehnung an.

(4) Fristablauf: Reagiert eine Vertragspartei im Rahmen des Änderungsverfahrens nicht innerhalb einer gewährten Frist, so ist dies jeweils als Ablehnung des unterbreiteten Angebotes zu werten. Der Vertrag wird unverändert fortgeführt. Bloße Konkretisierungen des Auftraggebers, die als Bestandteil des ursprünglichen Vertragsumfangs zu sehen sind, werden hingegen wirksam. Das Lastenheft ist dementsprechend nach Maßgabe des § 3 Abs. 4 EV anzupassen. 

(5) Das Verfahren endet in den Fällen des Abs. 3 Nr. 2 mit der Vereinbarung bezüglich einer Vertragsänderung zwischen den Parteien oder mit deren endgültiger Ablehnung durch eine Partei. Der Auftraggeber kann sein Änderungsverlangen im Rahmen des Verfahrens jederzeit zurück nehmen.

(6) Schriftlichkeit: Das Verfahren nach Maßgabe der Abs. 2 bis 3 erfolgt schriftlich.

§ 2 Änderungshinweis des Auftragnehmers
Erkennt der Auftragnehmer während der Entwicklung eine sinnvolle Änderung, weist er den Auftraggeber hierauf unverzüglich hin. Der Auftraggeber kann die Änderung nach Maßgabe des Verfahrens des § 1 dieses Moduls verlangen. 

Modul: Meilensteine
§ 1 Meilensteine

(1) Meilensteine werden im Entwicklungsplan festgelegt und als solche bezeichnet. Sie können Pflichten und Obliegenheiten im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 dieses Moduls begründen, deren Erbringung Voraussetzung für die Freigabe eines Meilensteins ist.

(2) Die Vereinbarung einer Teilabnahme von selbständigen Programmbestandteilen (Programmteil) als Voraussetzung der Freigabe eines Meilensteins ist dabei nur dann anzunehmen, wenn die Parteien eine solche ausdrücklich im Entwicklungsplan festgeschrieben haben. 

(3) Die Freigabe eines Meilensteines, an den keine Teilabnahme geknüpft ist, entfaltet als Konkretisierung oder Änderung von Anforderungen nur insoweit Bindungswirkung, als diese von den Parteien im Lastenheft als solche dokumentiert wurde. § 3 Abs. 4 EV ist entsprechend anzuwenden.

§ 2 Teilabnahmen
(1) Die Parteien treffen Vereinbarungen zu Teilabnahmen im Entwicklungsplan (Teilabnahmevereinbarungen). Sie bestimmen dort die im Rahmen der jeweiligen Teilabnahme auf ihre vertragsgemäße Umsetzung hin zu überprüfenden Anforderungen. Darüber hinaus können die Partien einen vom Auftragnehmer einzuhaltenden Zeitpunkt festschreiben, bis zu dem die Voraussetzungen zur Erklärung der Abnahme nach Maßgabe dieser Norm in Bezug auf die jeweils zu überprüfenden Anforderungen vorliegen müssen.

(2) Auf die Teilabnahme finden die Regelungen der §§ 9 bis 11 EV entsprechende Anwendung mit folgenden Maßgaben:

· An die Stelle des Abnahmeprotokolls tritt ein Teilabnahmeprotokoll, welches auf die jeweilige Teilabnahme Bezug nimmt und auf welches die Regelungen des
§ 9 Abs. 1 und Abs. 5 EV entsprechende Anwendung finden.

· An die Stelle des in § 9 Abs. 2 lit. a. festgelegten Vorbereitungszeitraums sowie des in § 9 Abs. 3 lit. a. festgelegten Prüfungszeitraumes treten entsprechende von den Parteien im Rahmen der Teilabnahmevereinbarungen (Abs.1) im Entwicklungsplan zu bestimmende Zeiträume. Werden keine Abreden getroffen, so ist jeweils von angemessenen Zeiträumen auszugehen.

· Ein Probebetrieb i.S.d. § 9 Abs. 4 EV findet nicht statt. Die Regelung des § 9 Abs. 6 EV ist daher auf Teilabnahmen mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Auftraggeber verpflichtet ist, bei Mangelfreiheit unmittelbar nach Ende des Prüfungszeitraumes die Abnahme zu erklären.

(3) Die Fristen für Gewährleistungsansprüche beginnen einheitlich erst ab dem Zeitpunkt der Erklärung der Schlussabnahme nach Maßgabe des § 9 EV zu laufen.

Modul: Vertragsstrafen
§ 1 Vertragsstrafe – Zeitpunkte nach § 9 EV
(1) Kann der Auftragnehmer den Schlusstermin i.S.d. § 9 EV nicht einhalten, so hat er eine Vertragsstrafe in Höhe von ___ %
 der vereinbarten Vergütung des Gesamtprojekts pro angefangenen Kalendertag, insgesamt jedoch nicht mehr als ___ %
 zu leisten. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer den Verzug nicht zu vertreten hat, oder die Parteien eine der Regelung des § 5 Abs 3 Satz 1 RV entsprechende Stundungsvereinbarung getroffen haben. 

(2) Nimmt der Auftraggeber die verspätete Leistung an, so kann er die Vertragsstrafe nur verlangen, wenn er sich das Recht dazu ausdrücklich bei der Annahme vorbehält. Steht dem Auftraggeber wegen der Verzögerung ein Schadensersatzanspruch zu, so kann er die Vertragsstrafe als Mindestbetrag des Schadens verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.

(3) Soweit die Parteien einen dem Schlusstermin vorgelagerten Fertigstellungstermin vereinbart haben, finden die Absätze 2 und 3 entsprechende Anwendung, wenn der Auftragnehmer den vereinbarten Fertigstellungstermin nicht einhalten kann.

§ 2 Vertragsstrafe – Zeitpunkte nach 2 EV

(1) Kommt der Auftragnehmer mit einer seiner in § 2 EV genannten Leistungspflichten in Verzug, so hat er eine Vertragsstrafe in Höhe von ___ %
 der vereinbarten Vergütung des Gesamtprojekts pro angefangenen Kalendertag, insgesamt jedoch nicht mehr als ___ %
 zu leisten. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer den Verzug nicht zu vertreten hat, oder die Parteien eine § 5 Abs 3 Satz1 RV entsprechende Stundungsvereinbarung getroffen haben.

(2) Nimmt der Auftraggeber die verspätete Leistung an, so kann er die Vertragsstrafe nur verlangen, wenn er sich das Recht dazu ausdrücklich bei der Annahme vorbehält. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. Steht dem Auftraggeber wegen der Verzögerung ein Schadensersatzanspruch zu, so kann der die Vertragsstrafe als Mindestbetrag des Schadens verlangen. 

Alternativregelung: Vergütung
§ 5 Vergütung (Festpreise ohne Zahlungsplan)
(1) Die Gesamthöhe der Vergütung beträgt ___________,____ €, (in Buchstaben: ____________________________________________________________________ EUR).

(2) Die Vergütung wird mit erfolgter Abnahme gemäß § 10 fällig und ist sodann innerhalb von 14 Kalendertagen an den Auftragnehmer zu zahlen.

Alternativ:
§ 5 Vergütung (Festpreis mit Zahlungsplan)
(1) Die Gesamthöhe der Vergütung beträgt ___________,____ €, (in Buchstaben: ____________________________________________________________________ EUR).

(2) Die für die Vergütung maßgeblichen Fälligkeiten richten sich nach dem Zahlungsplan gemäß Anlage ___.

(3) Wird eine Zahlungsverpflichtung im Zahlungsplan an ein Ereignis geknüpft, so ist sie innerhalb von 14 Kalendertagen ab dessen Eintritt an den Auftragnehmer zu leisten.

(4) Ist im Zahlungsplan eine Zahlung an ein Ereignis geknüpft, welches einen Wertzuwachs des Vertragsgegenstandes bedeutet, ist darin eine Abschlagszahlung zu sehen, sofern keine entgegenstehenden Vereinbarungen getroffen wurden.

(5) Der Zahlungsplan kann nur in gegenseitiger Abstimmung der Parteien geändert und ergänzt werden. Die Parteien halten die Änderungen bzw. Ergänzungen im Zahlungsplan fest. 

Alternativregelung: Schlusstermin
§ 9 Schlusstermin

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungspflichten bis spätestens zu dem im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Schlusstermin zu erbringen. Bezüglich der gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmenden Software muss er bis zu diesem Zeitpunkt nach Maßgabe des §§ 10 und 11 EV die Voraussetzungen für die Erklärung der Abnahme herstellen.
Alternativ:
§ 9 Fertigstellung / Schlusstermin

(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmende Software bis spätestens zu dem im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Fertigstellungstermin in einer die Abnahme ermöglichenden Form fertig zu stellen und dies dem Auftraggeber anzuzeigen. Darüber hinaus muss der Auftragnehmer folgende der in § 2 Abs. 2 EV festgeschriebenen Leistungen bis zu diesem Termin erbracht haben: 

a. ___________________________________________

b. ___________________________________________

c. ___________________________________________ …

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bis spätestens zu dem im Entwicklungsplan gem. § 4 Abs. 1 EV festgelegten Schlusstermin nach Maßgabe der §§ 10 und 11 EV die Voraussetzungen für die Erklärung der Abnahme bezüglich der gem. § 2 Abs. 1 EV abzunehmenden Software herzustellen. Darüber hinaus muss der Auftragnehmer alle Leistungen gem. § 2 Abs. 2 EV, welche nicht bereits in Abs. 1 aufgeführt sind, bis zu diesem Termin erbracht haben.

(3) Können die Voraussetzungen für die Erklärung der Abnahme bezüglich der Software ab dem Fertigstellungstermins allein aufgrund der Pflichten- und Fristengestaltung des § 10 EV nicht bis zum Schlusstermin geschaffen werden, so hat der Auftragnehmer aus diesem Grund entstehende Verspätungen nicht zu vertreten. 
Alternativregelung: Nutzungsrechte
§6 Nutzungsrechte
(1) Der Auftragnehmer überträgt dem Auftraggeber  an der vertragsgegenständlichen Software i.S.v. § 2 Abs. 1 EV ein ausschließliches, unwiderrufliches, zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränktes Nutzungsrecht für alle zurzeit bekannten und künftigen Nutzungsarten, dessen Einräumung durch die Vergütung in § 5 Abs. 1 EV abgegolten wird. Den Parteien steht es frei, den gewünschten Umfang der Rechtseinräumung durch detaillierte Aufzählung der einzelnen Nutzungsarten in einer gesonderten Vereinbarung (Anlage ) festzulegen. Treffen die Parteien keine ausdrückliche Vereinbarung über die Reichweite der Nutzungsrechte i.S.v. Satz 2, so bestimmt sich Umfang der Nutzung im Zweifel nach dem von den Parteien zugrundegelegten Vertragszweck.

(2) Die Übertragung der in Abs. 1 bezeichneten Rechte erfolgt erst im Zeitpunkt der vollständigen Vergütungszahlung durch den Auftraggeber. Bis zur vollständigen Zahlung der Vergütung gestattet der Auftragnehmer dem Auftraggeber jedoch die Nutzung der Software. Befindet sich der Auftraggeber mit der Vergütungszahlung gemäß § 4 Abs. 2 EV in Verzug, kann der Auftragnehmer die Gestattung nach Satz 2 für die Dauer des Verzuges widerrufen.

Alternativen:

Alt. 1: Der Auftraggeber erwirbt die in Abs. 1 bezeichneten Rechte unmittelbar im Zeitpunkt der Entstehung der Arbeitsergebnisse.

Alt. 2:Der Auftraggeber erwirbt die in Abs. 1 bezeichneten Rechte im Zeitpunkt der Abnahmeerklärung nach § 9 Abs. 6 EV. Vor der Abnahme ist dem Auftraggeber die Nutzung der Software lediglich zum Zwecke von Abnahmeprüfungen und zur Durchführung des Probebetriebs gemäß § 9 Abs. 4 EV gestattet.
(3) Der Auftraggeber ist berechtigt, die vorstehenden Rechte ohne weitere Zustimmung des Auftragnehmers auf Dritte ganz oder teilweise zu übertragen oder von seinen Rechten einfache und ausschließliche Rechte abzuspalten und Dritten einzuräumen.

Alternative: Soweit der Auftragnehmer zustimmt, ist der Auftraggeber dazu berechtigt, seine Nutzungsrechte ganz oder teilweise an Dritte zu übertragen, oder von seinen Rechten einfache Rechte abzuspalten und Dritten einzuräumen. Die Zustimmung darf nicht entgegen Treu und Glauben versagt werden. Im Fall der Einräumung weiterer Nutzungsrechte darf dem Dritten nur ein einfaches, nicht übertragbares Nutzungsrecht eingeräumt werden. 
(4) Neben der Überlassung der Software i.S.v. § 2 Abs. 1 EV ist der Auftragnehmer auch zur Überlassung des Quellcodes in der gem. § 2 Abs.1 Satz 3 EV bzw. dem Lastenheft zu entnehmenden Programmiersprache verpflichtet. Enthält das Lastenheft keine Bestimmung, so ist eine gängige und für den jeweiligen Vertragszweck geeignete Programmiersprache zu verwenden. Zum Quellcode zählt nicht nur der reine Programmcode, sondern auch eine diesen beschreibende und erläuternde Dokumentation, deren Umfang und Qualität so zu bemessen ist, dass nach angemessener Einarbeitungszeit durch einen verständigen IT-Fachmann eine Bearbeitung des Quellcodes zum Zwecke der Veränderung des Computerprogramms möglich ist. Der Auftragnehmer behält zum Zwecke der Gewährleistung und Programmpflege eine Kopie des Quellcodes, die er unter Beachtung der Geheimhaltungspflichten nach Maßgabe des § 8 Abs. 1 RV verwahren muss. An Stelle der Herausgabe des Quellcodes an den Auftraggeber können die Parteien auch vereinbaren, dass der Quellcode vom Auftragnehmer bei einer geeigneten Stelle hinterlegt wird. Die Einzelheiten der Hinterlegung regeln die Parteien in einer eigenständigen Vereinbarung.

Alternative: Ein Anspruch auf Übergabe des der überlassenen Software zugrundeliegenden Quellcodes ergibt sich aus der vorstehenden Rechtseinräumung nicht. Erfordert die Durchführung der Abnahmeprüfungen i.S.v. § 9 Abs. 3 EV Einblicke in den Quellcode, so gewährt der Auftragnehmer dem Auftraggeber zu diesem Zweck ein Einsichtsrecht. 
(5) Dem Auftragnehmer ist die Nutzung der Software ausschließlich zum Zwecke einer nachvertraglich zwischen Parteien vereinbarten Programmpflege und Gewährleistung gestattet. Zu einer darüber hinausgehenden Nutzung ist er nicht berechtigt.  

Alternative: Der Auftragnehmer  bleibt frei unter Beachtung seiner Geheimhaltungspflichten die von ihm erstellte Software vollständig oder in einzelnen Werkteilen, in veränderter oder unveränderter Form selbst zu nutzen oder anderweitig zu verwerten.
Alternativ:
§ 6 Nutzungsrechte bei objektorientierter Software
(1) Der Auftragnehmer überträgt dem Auftraggeber an der vertragsgegenständlichen Software i.S.v. § 2 Abs. 1 EV ein ausschließliches, unwiderrufliches, unbefristetes und unbeschränktes, Nutzungs- und Verwertungsrecht für oder alle zur Zeit bekannten und künftigen Nutzungsarten, dessen Einräumung durch die Vergütung in § 4 Abs. 1 EV abgegolten ist. Dies gilt nicht für die in Anlage ____ aufgelisteten Bibliotheks- oder standardisierten Funktionen, Open Source Software oder sonstige Komponenten Dritter. Hinsichtlich dieser in Anlage ____ bezeichneten Programmteile steht dem Auftraggeber lediglich ein einfaches Nutzungsrecht zu, das ihn zur bestimmungsgemäßen Nutzung berechtigt. Die Nutzung der in Anlage ____ aufgeführten Open Source Software unterliegt den einschlägigen Lizenzbedingungen.

(2) Die Übertragung der in Abs. 1 bezeichneten Rechte erfolgt erst im Zeitpunkt der vollständigen Vergütungszahlung durch den Auftraggeber. Bis zur vollständigen Zahlung der Vergütung gestattet der Auftragnehmer dem Auftraggeber jedoch die Nutzung der Software. Befindet sich der Auftraggeber mit der Vergütungszahlung gemäß § 4 Abs. 2 EV in Verzug, kann der Auftragnehmer die Gestattung nach Satz 2 für die Dauer des Verzuges widerrufen.

Alternativen:

Alt. 1: Der Auftraggeber erwirbt die in Abs. 1 bezeichneten Rechte unmittelbar im Zeitpunkt der Entstehung der Arbeitsergebnisse.
Alt. 2: Der Auftraggeber erwirbt die in Abs. 1 bezeichneten Rechte im Zeitpunkt der Abnahmeerklärung nach § 9 Abs. 6 EV. Vor der Abnahme ist dem Auftraggeber die Nutzung der Software lediglich zum Zwecke von Abnahmeprüfungen und zur Durchführung des Probebetriebs gemäß § 9 Abs. 4 EV gestattet.

(3) Der Auftraggeber ist berechtigt, seine Rechte i.S.d. Abs. 1 ohne weitere Zustimmung des Auftragnehmers auf Dritte zu übertragen. Hinsichtlich der in Anlage ____ bezeichneten Programmteile kommt eine Übertragung der Rechte nur unter Beachtung der einschlägigen Lizenzbedingungen in Betracht. Zur Einräumung von Nutzungsrechten an Dritte ist der Auftraggeber nicht berechtigt.
Alternative: Soweit der Auftragnehmer zustimmt, ist der Auftraggeber dazu berechtigt seine Rechte i.S.v. Abs.1 an Dritte zu übertragen. Die Zustimmung darf nicht entgegen Treu und Glauben versagt werden. Hinsichtlich der in Anlage ____ bezeichneten Programmteile, kommt eine Übertragung der Rechte nur unter Beachtung der einschlägigen Lizenzbedingungen in Betracht. Im Fall der Übertragung der Nutzungsrechte, muss der Auftraggeber dem Dritten sämtliche Programmkopien, einschließlich gegebenenfalls vorhandener Sicherheitskopien übergeben und die Software von seinen Datenträgern löschen. Diese Verpflichtung nach Satz 3 besteht nicht, wenn der das gesamte IT-System, in dem die Software genutzt wird veräußert. Zur Einräumung von Nutzungsrechten an Dritte ist der Auftraggeber  nicht berichtigt.
(4) Ein Anspruch auf Übergabe des der überlassenen Software zugrundeliegenden Quellcodes ergibt sich aus der vorstehenden Rechtseinräumung nicht. Die Herausgabe des Quellcodes ist in einer eigenständigen Vereinbarung zu regeln. Treffen die Parteien über Quellcodeherausgabe keine Vereinbarung, so gewährt der Auftragnehmer dem Auftraggeber ein zum Zwecke der Abnahmeprüfungen i.S.v. § 9 Abs. 3 EV ein Einsichtsrecht (stellt ihn temporär zur Verfügung), soweit die Kenntnis des Quellcodes hierfür erforderlich ist.
(5) Ausgenommen der in Anlage ____ bezeichneten Programmteile ist der Auftragnehmer zur Nutzung der Software ausschließlich zum Zwecke der Programmpflege und Gewährleistung berechtigt. 
Alternativen:

Alt. 1: Ausgenommen der in Anlage ____ bezeichneten Programmteilen ist der Auftragnehmer zur weiteren Nutzung der vertragsgegenständlichen Software nicht berechtigt. 

Alt. 2: Der Auftragnehmer ist unter Beachtung seiner Geheimhaltungspflichten i.S.v. § 8 Abs.1 RV dazu befugt, die von ihm erstellte Software vollständig oder in einzelnen Werkteilen, in veränderter oder unveränderter Form selbst zu nutzen oder anderweitig zu verwerten.
Einzelvertrag:

Lastenhefterstellung durch den Auftragnehmer

§ 1 Vertragsgegenstand
(1) Gegenstand des Vertrags ist die eigenverantwortliche Erstellung des Lastenheftes für die Software „Name“ durch den Auftragnehmer. Diese erfolgt unter Mitwirkung des Auftraggebers.
(2) Die Software, für die das vertragsgegenständliche Lastenheft zu erstellen ist, soll _____________________________________________________________ steuern. Dieses Gesamtsystem soll in folgendem Bereich zur Anwendung kommen (z.B. in Automobilen, in einer Stahlfabrik in Frankreich, in Brandmeldesystemen etc.):

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

§ 2 Leistungen
(1) Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer, die von der Software gemäß § 1 Abs. 1 zu lösenden Aufgaben in einem für die Lastenhefterstellung ausreichenden Umfang zur Verfügung.

(2) Der Auftragnehmer hat auf Grundlage der in Abs. 1 beschriebenen Vorgaben ein für die Softwareerstellung ausreichendes Lastenheft zu erstellen, das insbesondere einen im Rahmen der Abnahme erforderlichen Soll-Ist-Vergleich ermöglicht. Bezüglich der Vorgaben des Auftraggebers treffen den Auftragnehmer besondere Nachforschungs- und Hinweispflichten.

§ 3 Abnahme
Der Auftraggeber ist zur Abnahme des Lastenheftes verpflichtet. Erkennbare Mängel des Lastenheftes hat der Auftraggeber spätestens bis zum Beginn der Softwareerstellung zu rügen. Zu einem späteren Zeitpunkt hat er die hierdurch entstehenden Mehrkosten zu tragen. Die sonstige Mängelhaftung des Auftragnehmers bleibt unberührt.

§ 4 Vergütung
(1) Der Auftraggeber schuldet dem Auftragnehmer eine Vergütung. Die Gesamthöhe der Vergütung beträgt _____________,______ €, (in Buchstaben: ____________________________________________________________________ EUR).

(2) Die Vergütung wird mit der Abnahme fällig. Eine Verzinsung der Vergütung nach § 641 Abs. 4 BGB hat der Auftraggeber nicht zu entrichten.

§ 5 Keine Bindungswirkung
Es steht dem Auftraggeber frei, die anschließende Softwareerstellung durch den Auftragnehmer durchführen zu lassen. 

Von den Parteien können Schlussbestimmungen getroffen werden. Soweit dies nicht erfolgt, gelten die Bestimmungen des Rahmenvertrags.

� Anlage mit Merkblatt: Parteien werden darauf hingewiesen, dass es sich bei Mitwirkungshandlungen in der Regel um Obliegenheiten handelt. Sie sollten Pflichten ausdrücklich vereinbaren, sofern der Vertragszweck ohne die Mitwirkung des Auftraggebers nicht erreicht werden kann.


� Er installiert das Computerprogramm.


� 0,2% ist jedenfalls angemessen – 1,5 % ist unangemessen.


� Muss sich an der jeweils zu erwartenden Schadenshöhe orientieren.


� 0,2% ist jedenfalls angemessen – 1,5 % ist unangemessen.


� Muss sich an der jeweils zu erwartenden Schadenshöhe orientieren.





PAGE  
1

